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Das Stabilitätspaket, auch Sparpaket genannt, wurde am 6. März 2012 vom Ministerrat
beschlossen. Mit dem Erhalt der Blockvariante der Altersteilzeit wurde eine wesentliche
Forderung des ÖGB von der Regierung aufgegriffen. „Das zeigt uns, dass das Paket
nicht in Stein gemeißelt war und ist. Wir werden daher weiterhin Druck machen, dass
unnötige Härten entfernt werden. Zum Beispiel sind wir der Ansicht, dass die
Leistungsverschlechterungen im Pensionsrecht nicht notwendig sind”, sagte ÖGB-
Präsident Erich Foglar. Die Regierung hat ihr knapp 27 Milliarden schweres Sparpaket
beschlossen. Ende März soll es dann im Parlament endgültig beschlossen werden. Den
größten Handlungsbedarf erzwang zuletzt die Notverstaatlichung der Volksbanken AG.
Der Herr Bundespräsident spricht dann sein „Machtwort” über das Sparpaket kurz
vor dem 1. Mai 2012.
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Unnötige Härten noch entfernen – Änderungen notwendig

Frühlingserwachen

Geblockte Altersteilzeit bleibt doch
Bei der Altersteilzeit wurde nach heftiger Kritik der
Sozialpartner ein Punkt zurückgezogen: die Abschaffung
der Blockvariante der Altersteilzeit. Nun soll es die
Blockvariante weiterhin geben, wenn der Betrieb eine
Ersatzkraft einstellt. Dadurch wird es auch für Beschäftigte
im Schichtbetrieb, in der Montage oder bei Schwerarbeit
realistisch möglich sein, in Altersteilzeit zu gehen.

Defizitabbau leisten”, sagte Foglar. „Das Ende der
Fahnenstange ist damit aber noch nicht erreicht, ÖGB-
Forderungen wie Vermögens-, Erbschafts- und
Schenkungssteuer bleiben aufrecht.”

Pensionisten retten die Volksbanken
Die Einnahmen aus der geplanten Pauschalbesteuerung
von Zusatzpensionen sollen zur Gänze in den Banken-
rettungsfonds fließen. Die Maßnahme soll heuer bis zu
900 Millionen bringen. Zirka 80.000 Personen mit einem
gesparten Kapital von insgesamt 3.9 Milliarden Euro
müssen sich heuer entscheiden, ob ihre Zusatzpension
wie bisher unter die Einkommenssteuer fallen soll, oder
ob sie die neue Pauschalvariante wollen. Diese sieht vor,
dass vom gesparten Kapital einmalig 20 oder 25 Prozent
an den Staat abgeführt werden müssen.

Defizitabbau, ohne Wachstum
zu gefährden

Der ÖGB bewertet das Paket grundsätzlich positiv, da das
Budgetdefizit abgebaut wird, ohne Wachstum und
Beschäftigung zu gefährden. „Der ÖGB begrüßt, dass ein-
nahmenseitige Maßnahmen einen wesentlichen Teil zum

Paket tritt zum Teil schon im April
in Kraft

Das Sparpaket soll bis 2016 wieder ein Nulldefizit ermög-
lichen. Insgesamt will die Regierung durch Einsparungen
und neue Steuern 27,9 Mrd. Euro bewegen. In Kraft treten
wird das 98 Novellen umfassende Gesetzespaket in zwei
Schritten: Steuererhöhungen am 1. April 2012, der Großteil
der Einsparungen am 1. Mai 2012.
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Beitragssätze in der Sozialversicherung im Jahr 2012 in Prozent

Arbeiter Angestellte

insgesamt

Dienstnehmer-

anteil

DGBAnteil insgesamt Dienstnehmer-

anteil

DGBAnteil

Krankenversicherung, § 51

ASVG

7,65 3,95 3,70 7,65 3,82 3,83

Zusatzbeitrag in der Krankenversicherung

§51b ASVG 0,5 0,25 0,25 0,5 0,25 0,25

Ergänzungsbeitrag ,§ 51c ASVG - - - 0,1 - 0,1

Ergänzungsbeitrag ,§ 51 e ASVG 0,1 0,1 - 0,1 0,1 -

Unfallversicherung § 51 ASVG 1,4 - 1,4 1,4 - 1,4

Pensionsversicherung § 51 ASVG 22,80 10,25 12,55 22,80 10,25 12,55

Zusatzbeitrag in der Pensionsversicherung §

51 a ASV

4,3 1,0 3,3 4,3 1,0 3,3

Arbeitslosenversicherung 6,0 3,0 3,0 6,0 3,0 3,0

Zuschlag nach dem IESG 0,7 - 0,7 0,7 - 0,7

Arbeiterkammerumlage 0,5 0,5 - 0,5 0,5 -

Wohnbauförderungsbeitrag 1,0 0,5 0,5 1,0 0,5 0,5

Insgesamt

44,95 19,55 25,40 45,05 19,42 25,63

Beitrag zur Betrieblichen Mitarbeitervorsorge 1,53 - 1,53 1,53 - 1,53

Wesentliche Richtwerte und Beträge für das Jahr 2012

:: Die monatlichen Höchstbeitragsgrundlagen betragen 4.230,00 Euro brutto

:: Sonderzahlungen: Jährlich 8.460,- Euro brutto

::Grenzbeträge für die Geringfügigkeit: monatlich 376,26 ,Euro täglich 28,89 Euro

::Rezeptgebühr: 5,15 Euro

Service Entgelt für die e-card 10,- Euro

::Kur /REHA Selbstbehalte Einkommen bis 1.396,20 Euro; 7,04 Euro/ Tag

Einkommen bis 1.977,59 Euro; 12,07 Euro/ Tag Einkommen über 1.977,59 Euro; 17,1 0Euro/

Tag. Befreiung von Zuzahlungen bis 814,82 Euro brutto pro Monat

::Selbstkostenbeitrag für Heilbehelfe: Mindest 28,20 Euro; Sehbehelfe mindest

84,60 Euro

::

Pflegegeldstufen nach dem Bundespflegegeldgesetz :

Stufe 1: 154,20 Euro Stufe 5: 902,30 Euro

Stufe 2: 284,30 Euro Stufe 6: 1.260,- Euro

Stufe 3: 442,90 Euro Stufe 4: 664,30 Euro Stufe 7: 1.655,80 Euro

Höchstbemessungsgrundlage ASVG, GSVG,BSVG 3.675,13 Euro (auf Basis der besten 24 Jahre)

Pensionserhöhung ab 1.Jänner 2012

Bis 3.300,- Euro um 2,7%. Mehr als 3.300 Euro bis zu 5.940 Euro von 2,7 % bis 1.5 %

Richtsätze Ausgleichszulage :814,82 Euro

Erlaubtes Zusatzeinkommen bei Frühpension 376,26 Euro brutto pro Monat
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OTMAR HÖFLER 65Jahre
und kein bisschen weise?

Wir werden immer älter und brauchen daher ein mittel-
und langfristig funktionierendes Pensionssystem. Die ein-
fachste Formel laut Wirtschaft und Experten dazu ist län-
geres Arbeiten. Das klingt in der Theorie logisch. Aber die
Theorie ist hier von der Praxis weit entfernt. Ohne Zutun
aller Beteiligten ist eine Umsetzung in manchen
Berufsbranchen nicht realisierbar. Es fehlt an Rah-
menbedingungen, die ein gesundes und somit längeres
Arbeiten ermöglichen. Gerade in Berufen mit körperlicher
Tätigkeit werden ältere Arbeitnehmer/Innen von ihren
Unternehmen vorzeitig gekündigt und durch jüngere
ersetzt. Auch die Baugewerkschaft ist bereit, über eine
Anhebung des tatsächlichen Pensionsantrittsalters
Gespräche zu führen. Dies darf aber keinesfalls auf den
Rücken der Arbeitnehmer/Innen geschehen. Eine
Erhöhung der Abschläge für Menschen, die aus gesund-
heitlichen Gründen gezwungen sind, vorzeitig in Pension
zu gehen, darf es auch in Zukunft nicht geben. Wir brau-
chen ein Bonus-Malus-System für Unternehmer, das wie
folgt funktioniert: Für jene, die Beschäftigung älterer
Arbeitnehmer/Innen ermöglichen, muss es finanzielle
Anreize geben, und jene, die sich dieser sozialen
Verantwortung entziehen, müssen hohe Abschläge an die
Pensionsversicherung leisten. Die Arbeitgeber haben die
Verpflichtung, Arbeitnehmer zu schützen und sie zu
zumutbaren Bedingungen in Beschäftigung zu halten. Wir
brauchen die Wirtschaft als Partner und nicht als Gegner,
wenn wir das tatsächliche Pensionsantrittsalter erhöhen
wollen. Die Arbeitnehmer/Innen zu bestrafen, welche aus
gesundheitlichen Gründen arbeitsunfähig werden, ist
jedenfalls der völlig falsche Weg!

Länger Arbeiten!
Rahmenbedingungen für höheres
Pensionsantrittsalter fehlen Wer jeden Tag um vier Uhr früh zu arbeiten beginnt, damit

rechtzeitig die frischen Semmeln auf die Frühstückstische
kommen, der leistet einiges. Wer am Hochofen schwitzt,
leistet Schwerarbeit. Wer am Oktoberfest mit 30 Kilo
Maßkrügen beladen durch die Festzelte rennt: Die alle
sind Leistungsträger/Innen.
Wer es sich hingegen leisten kann, sein Geld arbeiten
zulassen, statt selbst etwas zu tun, der leistet für die
Allgemeinheit wenig: Der Anteil am Steuervolumen durch
vermögensbezogene Steuern beträgt in Österreich gera-
de einmal 1,4 Prozent, zwei Drittel zahlen die
Beschäftigten mit ihren Lohn- und Konsumsteuern. ÖGB-
Präsident Erich Foglar bricht daher eine Lanze für die
Vermögenssteuer. „Der Staat werde mehr Einnahmen
brauchen, um seine Schulden abzutragen, argumentiert
er, und die müssten von jenen kommen, die „bisher
beschämend wenig beigetragen haben”.

Arbeitseinkommen – Vermögen
Während die Leistungseinkommen, also die der arbeiten-
den Menschen, wegen Inflation und Steuer real kaum
wachsen, werden die Vermögen immer größer. Es gibt
immer mehr Millionäre – und die besitzen immer mehr
Millionen. Diese Vermögen wurden in der Krise mitsamt
den Banken von den Steuerzahler/Innen gerettet. 

Steuern haben Vermögen gerettet.
Nun müssen Reiche etwas leisten!

Zum Nachdenken: Bausparprämie
Die geplante Maßnahme im Zuge des Stabilitätspakets,
die staatliche Bausparprämie zu halbieren, ist eines der
meistdiskutierten Themen in der Bevölkerung. Vieles wird
falsch interpretiert. Über eine Abschaffung bis zur
Halbierung der gesamten Bausparprämie wird berichtet.
Fakt ist, dass die Bundesregierung die Halbierung der
staatlichen Prämie beim Bausparen vorgeschlagen hat.
In Zahlen ausgedrückt sprechen wir hier von durch-
schnittlich 1,80 Euro pro Monat weniger staatlichem
Zuschuss zum Bausparen. Geschichtlich gesehen wurde
Bausparen vom Staat zusätzlich gefördert, um Bau- und
Wohninvestitionen auszulösen. Mittlerweile werden
mittels Bausparverträgen zum Beispiel auch Autos
gekauft oder Urlaube finanziert. Von Investitionen in
Baumaßnahmen kann hier nicht mehr die Rede sein.
Warum diskutieren wir nicht darüber, wirkliches
Bausparen in Zukunft ausschließlich und stärker zu för-
dern, wenn dadurch Wohnbedürfnisse finanziert und
abgedeckt werden.

Nein, das kann 
doch gar nicht sein!
Nach rückblickend 
langer Lebensreise 
ist deine Erfahrung
keine Spur von klein...

Ohne selbst es einst zu wissen,
kamst du 1947 auf die Welt,
inmitten von drei netten Brüdern,
ob’s damals gab das Kindergeld?
Aus kleinen Buben werden Leute,
dieses Sprichwort galt fortan,
wir wissen’ s zwar nicht erst ab heute:
du wurdest ein gestandner Mann.
Hast Schulen hinter dir gelassen:
Volks-, Haupt- und Ingenieur...
Hast wohl durchlebt verschiedene Phasen,
nimmst teil seit langem am Verkehr.....
Hast obendrein zwei prächtige Söhne
und jeder eine fesche Frau,
werkst  viel auf deinem großen Grundstück
und an deinem schönen Bau....

In Traun da stehen deine Häuschen,
mit einem Park darum herum,
du machst nach fleißiger Arbeit Päuschen,
wer vieles schafft, den haut’ s mal um...
In der PFG bist du große Klasse,
mit Qualität eines festen Handes -Schlag;
auch bist du am Weg zu verlieren Masse,
ein großer Teil von Damen das ganz besonders mag...
Du hast deine Hüfte reparieren lassen,
aber im Moment zwackts nirgendwo,
mit regelmäßiger Gymnastik bist für künftige Phasen
du topfit, Otmar, bleibe so......

Seit 28 Jahren arbeitet Pressereferent Ing.Otmar Höfler an der Erstellung und als Redakteur unseres Informationsblattes mit. Dafür
danken PFG-Kollegen/innen und Vorstand recht herzlich mit den besten Glückwünschen und viel Gesundheit zum 65. Geburtstag.  

(Eingesandt von einer lieben treuen Leserin aus Niederösterreich – Name der Redaktion bekannt)
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60 Jahre: Weißmann Ilse, Linz am 29. 1. 2012
65 Jahre: Ing. Höfler Otmar, 

Traun am 22. 3. 2012
Karoly Anton, Linz am 10. 2. 2012
Sonnberger Rosemarie, 
Fehring am 22. 4. 2012

70 Jahre: Friedel Josef, Haslach am 8. 3. 2012
Pichler Helmut,  
Unterweißenbach am 5. 3. 2012

75 Jahre: Krotthammer Christine,  
Linz am 29. 3. 2012

Wir gratulieren herzlich
zum Geburtstag

PFG-Ansprechpartner für:
OBERÖSTERREICH, SALZBURG 

Otmar Höfler Tel. 07229/62140
e-Mail: info@pfg.at 
Werner Lamprecht Tel. 0664 6158865
werner.lamprecht@liwest.at

WIEN, BURGENLAND UND NIEDERÖSTERREICH:
Gerhard Kogler Tel. 017264879
e-Mail: info@pfg.at

STEIERMARK, KÄRNTEN: 
Georg Auer Tel. 06648330890
georg.auer@andritz.com
Siegfried Trauch Tel. 067689554774
s.trauch@at.ats.net

TIROL, VORARLBERG: 
Herbert Unterwandling 
Tel. 0699/ 10560894
e-Mail: h.unterwandling@gmx.at

Offenlegung nach § 25 Mediengesetz:
Impressum: Medieninhaber, Herausgeber, Verleger: 

Parteifreie Gewerkschafter Österreichs, Anastasius Grünstraße 1,
A-4020 Linz. Verlagsort Linz. Tel +FAX 0732 / 651073.

http:// www.pfg.at
Mitglieder des Vorstandes:

Heinz Weißmann, Dipl-Ing. Johann Tschrischnig, Siegfried Klecka,
Ing. Otmar Höfler, Werner Lamprecht, Georg Auer,

Hildegard Schneider, Ilse Weißmann.
Aufgaben und Ziele:

Information der Mitglieder, Belegschaftsvertreter/innen sowie
an Sozialpolitik interessierte Leser/innen. Herausgabe eines PFG-
Informationsblattes mit Schwerpunkt aus der Sozialpolitik, aus

den Betrieben und aus der PFG Organisation.
Bankverbindung : BAWAG , Konto. Nr. 46710330255 BLZ 14000.
Hersteller: Agentur Renate Herzberger Traun Hanfpointstraße 106
Redaktionelle Bearbeitung, Layout, Fotos: Ing. Otmar Höfler

Österreichische Post AG – info.mail-Entgelt bezahlt

Drei Papa-Monate?
In den Schlagzeilen der verschiedensten Medien  ist das
Thema Papamonat in Diskussion. Voran der ehemalige
Familienminister, jetzt Wirtschaftsminister, Reinhold
Mitterlehner, er sieht jetzt eine Ausweitung auf bezahlte
3 Monate unfinanzierbar. Innenministerin Johanna Mikl-
Leitner hält an ihren Vorschlag 3 Monate für Väter
Karenz nach der Geburt des Kindes fest. Frauenministerin
Gabriele Heinisch-Hosek kann sich eine Art Pflichtkarenz
vorstellen. Väter 3 Monate lang in die Karenz quasi zu
zwingen – mit dem „bei vollem Gehalt”-Zuckerl – ist
grenzwert absurd. Den öffentlich Bediensteten steht seit
dem Vorjahr die Möglichkeit offen, vier Wochen unbe-
zahlten Elternurlaub zu nehmen. Der Bund zahlt ihnen die
Sozialversicherungen weiter. Kann sich so etwas die
Privatwirtschaft leisten? Nirgends melden sich
Familienexperten zu Wort! Sind die jungen Mütter heute
nicht mehr  in der Lage 3 Monate ein Baby alleine zu ver-
sorgen? Wie sieht es mit vielen alleinerziehenden

Müttern aus, wo die Kinder keinen Papa haben? Bis zu
3 Jahre kann jetzt schon eine Mutter in Karenz bleiben
und auch Väter können sie mit sozialer Absicherung in
Anspruch nehmen. Es ist natürlich schon eine Frage des
zur Verfügung stehenden Familieneinkommens die für
Zufriedenheit in einer Familie ausreicht. Zusammen-
fassend kann gesagt werden, dass die Diskussion
Papamonat und Karenz selbst von den Politikerinnen
nicht sachlich richtig geführt wird. Papamonat und
Karenz sind zwei verschiedene Dinge.

Industriellenvereinigung und
Arbeiterkammer gemeinsam für
Kürzung von Familienleistungen
Industriellenvereinigung (IV) und Arbeiterkammer (AK)
in Österreich haben sich gemeinsam für eine Ver-
einfachung und gleichzeitige Kürzung der staatlichen
Familienleistungen ausgesprochen. Das derzeitige kom-
plexe System soll in eine „Familienbeihilfe neu” über-
führt werden, wobei Steuervorteile und Mehrkind-
zuschläge fallen sollen. Ein Teil der Geldleistungen soll
durch ein Gutscheinsystem ersetzt werden. Die längste,
30+6-monatige Variante des Kinderbetreuungsgeldes –
das heute bei weitem populärste Modell in Österreich –
soll zudem bald auslaufen – eine Idee, die bereits
Frauenministerin Gabriele Heinisch-Hosek (SPÖ) aufge-
worfen hat. IV-Präsident Veit Sorger und AK-Präsident
Herbert Tumpel erhoffen sich davon Einsparungen in
Höhe von 100 Mio. Euro sowie einen verstärkten Ausbau
der Kinderbetreuungsplätze.

Zur Einzahlung des Mitgliedsbeitrages für 2012 (10 Euro),
eines Druckkostenbeitrages oder Spende liegt in dieser
Ausgabe ein Zahlschein bei. Unser Konto: BAWAG,
Konto.Nr.46710330255 BLZ 14000.         

Herzlichen Dank
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